
Der Landtag von Niederösterreich hat am ……….……. beschlossen:

Änderung des NÖ Landes-Personalvertretungsgesetzes

Das NÖ Landes-Personalvertretungsgesetz, LGBl. 2100, wird wie folgt geändert:

1. § 18 Abs. 9 lautet:

„(9) Die Vorschläge jener Bediensteten, die sich um die Wahl als Personalvertreter

bewerben (Wahlvorschläge), müssen spätestens am 28. Tag nach dem Stichtag

schriftlich bei der Landeswahlkommission eingebracht werden. Die Wahlvorschläge

haben höchstens doppelt so viele Bewerber zu enthalten, als Mandate zu vergeben

sind; enthält der Wahlvorschlag mehr Kandidaten, so gelten jene, die die doppelte

Zahl der zu vergebenden Mandate überschreiten, als nicht angeführt.

Die Wahlvorschläge für die Personalvertretungen müssen schriftlich eingebracht

werden und mindestens von doppelt so vielen wahlberechtigten Bediensteten

unterfertigt sein, als Personalvertreter zu wählen sind. Zur Landespersonalvertretung

können nur Wählergruppen kandidieren, die für 5 Dienststellenpersonalvertretungen

gültige Wahlvorschläge eingereicht haben, oder die für

Dienststellenpersonalvertretungen Wahlvorschläge eingereicht haben, die

mindestens 2.000 Bedienstete vertreten. Die Wahlwerber und jene Bedienstete,

welche die Wahlwerbung unterstützen, müssen am Stichtag bei der Dienststelle

beschäftigt sein. Wählergruppen, die am Stichtag in einer

Dienststellenpersonalvertretung oder in der Landespersonalvertretung vertreten sind,

brauchen für die Kandidatur für das Organ der Personalvertretung, in dem sie

vertreten sind, keine Unterschriften beizubringen. Die Landeswahlkommission hat

über die Zulassung der Wahlvorschläge zur Wahl der Dienststellen- bzw. Landes-

personalvertretung binnen dreier Arbeitstage zu entscheiden.“

2. Dem § 23 wird ein neuer Abs. 4 angefügt

§ 23 Abs.4 (neu) lautet:

„(4) Aus der Tätigkeit als Personalvertreter darf einer/m Bediensteten bei der

Leistungsfeststellung kein Nachteil erwachsen.“



3. Im § 25 wird Abs. 1 abgeändert und lautet:

„ (1) Personalvertreter, die Mitglieder der Wahlkommissionen und Bedienstete

gemäß §§ 4a und 10 dürfen während der Dauer ihrer Funktion, ausgenommen der

Auflösung der Dienststelle, nur mit ihrem Willen zu einer anderen Dienststelle

versetzt oder einer anderen Dienststelle zugeteilt werden. Gesetzliche Vorschriften

über die Versetzung auf Grund eines Disziplinarverfahrens bleiben unberührt.“


